
Bundessozialgericht

AE:3-JJ-BB-ä?/éé
I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ooaoooooooooooooooooooooooooooocooooocaooo ooooooooo ,

Verkündet am
„

Klägerin und Revisionsbeklagte,
28° August 1969 '

g e g e n

oooeoouaoooo°oooaca°ooooooocooooocooooaoooooooooooo,

Beklagte und Revisionsklägerin„

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28° August 1969 hin
durch

‚SenatSpräsident Dr° H a u e i s e n
— Vorsitzender -,

Bundesrichter H e y e r ' ‘ und
Bundesrichter Dr° B u s s,

"

Bundessozialrichter M i c h a e l i s und

Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

7° Februar 1968 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—_——————..———

In diesem Rechtsstreit geht es um die Frage, ob die Klägerin

nach @21 a Abs° 6 des Angestelltenversicherungsgesetzes
(AVG) Übergangsgeld für die Dauer ihrer ambulanten Tbo—Heil—
behandlung beanSpruchen kann, oder ob die Anwendung dieser

Vorschrift nach 5 21 a Abs, 7 Satz 2 AVG ausgeschlossen ist°

Die im Jahre 1910 geborene Klägerin ist die Ehefrau eines

Oberstleutnants a„D„, der neben seiner Pension von der Be—

,
klagtén ein Altersruhcgeld bezieht, Die Klägerin war bis

1957 selbst versicherungspflichtig tätig und hat für mehr

als 60 Kalendermonate Beiträge zur Angestelltenversicherung

(AnV) entrichtet, Sie erkrankte im Jahre 1966 an einer Knie—
gelenk—‘i‘bc° Für die der stationären Heilbehandlung folgende

weitere ambulante Heilbehandlung beantragte die Klägerin

im September 1966 bei der Beklagten die Gewährung von Über—

gangsgeld für die Zeit vom 19, Juli 1966 bis 28° Februar
1967° Dieser Antrag wurde abgelehnt, weil ein derartiger

An3pruch durch 5 21 a Abs° 7 Satz 2 AVG ausgeschlossen sei
(Bescheid v0m 4, Oktober 1966)o Demgegenüber beruft sich

die Klägerin auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG)

vom 2Ä„ Februar 1966 — 12 RJ 466/62 — (SozR Nr° ) zu 5 1244 a
der Reichsversicherungsordnung —EVO -), nach dem ein
Rentner, auch wenn er gleichzeitig Beamter im Ruhestand ist,

von dem An5pruch nach 5 1244 a Abs° 1 EVO (: 5 21 a Abs° 1
AVG) nicht nach 5 1244 a Abs° 7 Satz 2 BVD ausgeschlossen

sei, wenn er weder zu den Personen gehört, die nach 5 1229

Absoy1 Nr° 2 bis 5 RVG versicherungsfrei sind, noch zu

denen, die gemäß @ 1250, @ 1231 Abs° 1 BVG von der Ver—

sicherungspflicht befreit sind° Das Sozialgericht (SG) und

das Landessozialgcricht (LSG) entschieden im Sinne der
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Klägerin„ Das SG hatte die Berufung nach 5 150 Nr° 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen°

Nach der Ansicht des LSG kann bei der Klägerin die Ausschluß—

bestimmung des 5 21 a Abs° ? Satz 2 AVG keine Anwendung finden;

denn ihr Ehemann sei als pensionierter Offizier weder nach

@6 Abs„ 1 Nr„ 2 bis 6 AVG versicherungsfrei noch sei er

— mangels der Voraussetzungen für einen entsprechenden Antrag —

nach @7 AVG von der Versicherungspflicht befreit° Seine Ver—
sicherungsfreiheit ergäbe sich - falls er überhaupt noch tätig

uäre — schon aus 5 6 Abs„ 1 Nr„ 1 AVG wegen seiner Eigenschaft
als Altersruhegeldbezieher, und gerade dieser Personenkreis

sei von dem Ausschluß des @ 21 a Abs° 7 Satz 2 AVG nicht er—

faßt° Es sei nicht angängig, die zur Versicherungsfreiheit

führenden Tatbestände des 5 6 Abs° 1 Nr° 2 bis 6 AVG im Wege

der "Heitcrwirkung" auch auf Versorgungsempfänger zu beziehen°
@ 21 a Abs° 7 Satz 2 AVG würde deshalb den Ehemann der Klägerin

als Rentner nicht von Tbc—Hilfeansprüchen gegen die Beklagte

ausschließen° Das gelte auch für die Klägerin als Ehefrau,

ohne daß es darauf ankomme, ob sie im Zeitpunkt der Fest—

stellung der Behandlungsbedürftigkeit in einem versicherungs-

pflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestanden habe° Das LSG

ließ die Revision zu°

Die Beklagte legte dieses Rechtsmittel frist— und formgerecht

ein; sie beantragte,

die vorinstanzlichen Urteile aufzuheben und

die Klage abzuweisen°

Sie rügt eine Verletzung des 5 21 a Abs° 7 Satz 2 AVG° Das LSG

habe zu Unrecht entschieden, daß diese Vorschrift nicht zur An-

yendung komme„ Falls wirklich durch den Wortlaut dieser Vor—

schrift die Versorgungsempfänger und ihre Familienangehörigen

‚nicht erfaßt sein sollten, handele es sich um eine Gesetzes;
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lücke, die von der Rechtsprechung auszufüllen sei° Denn

auch bei einem Ruhestandsbeamten, der keiner versiche—
rung5pflichtigen Beschäftigung nachgehe, fehle es in

_
gleicher Meise wie bei den von der Versicherungsyflicht

befreiten aktiven Bdamten an der erforderlichen engen

Bindung zur Rentenversicherung„ Es sei nicht einzusehen,

weshalb der versicherungsfreie Beamte sowie dessen Ange—

hörige im Sinne des 5 21 a Abs° ? Satz 2 AVG mit der Aus—
händigung des Pensionierungsbescheides in die Kostenlast

des Rentenversicherungsträgers fallen sollen, obwohl sie

nach wie vor nach @ 127 des Bundessozialhilfegesetzes

(BSHG) einen Anspruch auf Tbc—Hilfe hätten, der sich bei

Versorgungsempfängern gegen den meist mit dem öffentlichen

Dienstherrn identischen Träger der Versorgungslast richteo

Einen solchen Zuständigkeitswébhsel habe der Gesetzgeber

auch wohl nicht gewollt„ Die Rechtsauffassung des LSG hätte

zur Folge, daß "Untätigkeit" (am° kein Antrag nach @7
AVG) der "Versicherungspflicht" als Abgrenzungsindiz gleich—
gesetzt .verde° Im Hinblick auf das Urteil des BSG vom

150 Februar 1966 (BSG 24, 250) komme deshalb auch der Ver—

bandskommentar (vgl° Anm° 24 zu 5 1244 a RVO — SD 2z/2j) zu-
.treffend zu dem Ergebnis, Sinn und Zweck dieser Vorschrift

gebiete die Auslegung, daß nicht nur der aktiVe‚ sondern

auch der pensionierte Beamte und seine Angehörigen von dem

Anspruch auf Tbc-Hilfeleistungen gegen den Rentenversiche—

rungsträger ausgeschlossen sind°

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

II

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet° Das LSG hat

zutreffend das erstinstanzliche Urteil bestätigt, wonach

die Beklagte der Klägerin Übergangsgeld nach 5 21 a Abs° 6
AVG zu gewähren hato
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Allein streitig ist im vorliegenden Fall die Frage, ob dem

AnSpruch der Klägerin auf Maßnahmen der The—Hilfe nach
5 21 a Abs, 1, Abs, 2 und Abs° 6 Buchst° b AVG der Absatz 7

Satz 2 dieser Vorschrift entgegensteht° Hiernach ist ein

AnSpruch für diejenigen Personen ausgeschlossen, die nach

5 6 Abs° 1 Nr° 2 bis 6 AVG versicherungsfrei oder gemäß

5337,'8”Ab'so 1 AVGvoh’“d“er Versich‘erungspflicht befreit
sind, sowie für ihre Ehegatten und Kinder‚„ die bei der Fest—

stellung der Behandlungsbedüritigkeit in keiner versiche—

rungepflichtigen Beschäftigung standen° Die Klägerin, die

bei der Feststellung der Behandlungsbedürftigkeit in keiner

versicherungepflichtigen Beschäftigung gestanden hat, 1ürde

als thfrau nur dann von der Ausnahmevorschrift des Abs, 7

Satz 2 erfaßt, wenn diese Bestimmung auf ihren Mann anwend—

bar wäre, Das aber ist zu verneinen„

Es ist außer Streit, daß der Ehemann der Klägerin schon bei

Beginn ihrer ambulanten Heilbehandlung Rentenbezieher und zu-

gleich — als ehemaliger Offizier — Versorgungsempfänger ge—

wesen ist und in keinem BeschäftigungSVerhältnis gestanden hat,

also weder nach 5 6 Abs° 1 Nr° 2 bis 6 AVG versicherungsfrei

noch nach @@7, 8 Abs° 1 AVG von der Versicherungspflicht be—

freit :ar° S0mit kann allein nach dem ‘Nortlaut des @221 a
Abs° { Satz 2 AVG diese Bestimmung auf ihn keine Anwendung finden,

Auch Sinn und Zweck der Vorschrift können zu keinem anderen

.”rgebnis führen° Das hat bereits der 12 Senat des BSG in

dem er?:ähnten Urteil Vom 24 Februar 1966.(vgl° aaO) ent—
schieden, in dem es sich um einen

ähnlichen Sachverhalt ge—

handelt hat° In den Gründen dieses Urteils ist dargelegt, das

Gesetz habe es für einen solchen Rentner bei dem in S 1244 a
Abs° 1 EVO aufgestellten Grundsatz belassen, daß er als

Rentner Anspruch auf Maßnahmen der Tbc—Hilfe gegen den Renten-

versicherungsträger habe° Dies sei nicht nur aus dem ein—

deutigen Wortlaut des @ 1244 a Abs, 7 Satz 2 EVO, sondern auch

aus der Fntstehungsgeschichte und dem Sinn und Zweck der Vor—

schrift zu folgerno Zwar hätte eine andere Regelung getroffen
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werden können, um zu
vermeiden,

daß die Zuständigkeit

wechselt, wenn ein Rentner aus dem aktiven BeamtenVer—

hältnis in den Ruhestand tritt und nicht in einem Be—

schäftigungsverhältnis steht° Das beréchtige aber nicht

zu einer dem iortlaut des Gesetzes entgegenstehenden Aus—_

legung° Der erkennende Senat schließt sich dieser Recht—

sprechung nach eigener Prüfung der Rechtslage im vor—

liegenden Fall auch für die AnV an; er macht sich auch die

Begründung, die jenem Urteil zugrunde liegt und die sich

weitgehend mit den von der Beklagten vorgetragenen Gegen—

argumenten befaßt, zu eigen° Der erkénnende Senat hat

zwar in seinem Urteil vom 15, Februar 1966 (BSG EH, 230)

— dem allerdings ein anderer Sachverhalt zugrunde lag und

in_dem_därüber zu entscheiden war, ob eine Versicherte,

die in ihrer Person die AnspruchäÜbraussetzungen erfüllt,

deswegen keinén‚Anspruch auf The—Hilfe hat„wcil sie die
Ehefrau eines

aktiVen und deshalb versicherungsfreien

Beamten ist_— die Ansicht vertreten, daß zwischen Ehegatten

und Kindern aktiver Beamter und solchen von Versorgungs-

empfängern nicht zu unterscheiden sei° Der Senat hält je-

doch diese Meinung, die im übrigen auch nicht Zu den

tragenden Gründen des Urteils vom 15, Februar 196b gehört

hat, nicht mehr aufrecht° In Übereinstimmung mit dem LSG

ist vielmehr auch er der Auffassung, daß ein Rentner allein

deshalb, weil er zugleich auch Versorgungsempfänger ist,

von dem Anspruch auf Tbc—Hilfemaßnahmen nicht ausge—

schlossen werden kann (vgl° auch Bodleschny in "Die

Sozialversicherung" 1969, 101, 163 sowie Graf in "Der

öffentliche Dienst" 1969, 1é7)„

Der Meinung der Beklagten, auch bei einem Ruhestandsbeamten,

der keiner versicherungepflichtigen Beschäftigung nach—

geht, fehle es in gleicher Äeise wie bei dem von der Ver-

sicherungspflicht„befreiten
an der erforderlichen engen

Bindung zur RentenverSicherung, steht entgegen, daß der
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gesetzlichen Regelung Offensichtlich andere Erwägungen zugrunde ge—
lesen habeno Der 12° Senat hat insoweit zu Recht ausgeführt: "Die

Gisetz gewordene ReseIUng hat nicht nur den versicherungspflichtig

beschäftigten Rentner, der von der Versicherungspflicht nicht befreit

ist, in der Zuständigkeit des Rentenversioherungsträgers belassen
sondern auch den Rentner, der keiner Beschäftigung mehr nachgeht;

und zwar beide ungeachtet dessen, ob sie als Versorgungsempfdnger gemäß
5 21 des The-HilfegeS€tzes (THC), % 127 BSHG Ansprüche gegen den
Dienstherrn haben, Insofern läßt das Gesetz die Rentner - dem in
$ 1244 a Abs, 1 BVG niedergelegten Grundsatz entsprechend —gleicher—
maßen in erster Linie in die Zuständigkeit des RentenVersicherungs—

'trägers fallen, Daß sie auch Versorgungsempfänger sind, ist dabei

von untergeordneter Bedeutung geblieben, Das Gesetz hat der S ellung"
deS Beamten als Rentner die größere Bedeutung zugemessen° Es hat
selbst den Rentner, der von dem Dienst als aktiver Beamter in den
Ruhestand tritt, Nieder in die Zuständigkeit des RentenVersicherungs—

trägers zurückgeführto" Es trifft nicht zu, daß - wie die Beklagte
und der_Verbandskommentar (vglo aaO) meinen — durch das Urteil des

12° Senats die "Untätiskeit" der "Versicherung5pflicht" als Ab-
‚erenzunesindiz gleichgesetzt vird„ Denn nicht die "Untätigkeit" des
Ruhestandsbeamten (der keinen Antrag nach 5 7 AVGgestellt hat)
iSt das entscheidende Kriterium, sondern — wie dargelegt - der Umstand,
daß er Rentner iSt und daß er deshalb nach dem Willen des Gesetzes in
erster Linie der 8888tzlichen Rentenversicherung angehören soil° Zu '

Unrecht beruft SiCh die Beklagte —auch insoneit folgt der erkennend
Senat dem genannten Urteil des 120 Senats —darauf, daß vom Gesetz
offenbar ein zUStändigkeitswechsel nicht gewollt sei° Denn mit
Änderunsen in der Zuständigkeit hat das Gesetz gerechnet und hierfür
ent3prechende Regelungen getroffen (vgl„ @@59, no, 128 BSHG), wenn
auch der ZU5tändigkeitsdechsel durch 5 135 Abs° 1 BSHG eingeschränkt
iSt° Zwar kann, wie die Beklagte zutreffend geltend macht, ein der—
artiger Uechsel Ve?30hiedene Leistungen bewirken, weil sich die
Tbc-Hilfeleistunsen naeh @21 a Abs° 1 bis 6 AVGund @@48 ff sehe
nicht decken (Velo hier2u BSG24, 230, 234), Daraus läßt sich aber
3933 ÜÖ€PÜGWPHÖ€S ÄfgüWenä fär die M?inang äer Säkiagöen &erßeiöen;
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auch denn das Gesetz nicht alle Versorgungsempfänger ein—

heitlich behandelt, so bringt es doch möglichst alle

Rentner in den Genuß der gleichen Leistungen des für sie

zuständigen Rentenversicherungsträgers°

Das LSG ist somit zutreffend zu dem Ergebnis gekommen, daß

5 21 a Abs° 7 Satz 2 AVG den Ehemann der Klägerin als

Rentner nicht von Tbc—Hilfeansprüchen gegen die Beklagte

ausschließen würde° Gleiches muß aber nach dem Gesetzes—

wortlaut auch für die Klägerin als Ehefrau gelten° Daß sie

bei der Feststellung der Behandlungsbedürftigkeit in keiner

versicherungspflichtigen Beschäftigung gestanden hnt, ist im

vorliegenden Falle ohne rechtliche Bedeutung°

Die Beklagte ist daher zu Recht zur Gewährung des Über—

gangsgeldes verurteilt worden° Ihre Revision gegen das

Urteil des LSG ist somit unbegründet und muß zurückge—

yiesen werden (5 170 Abs° 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 19} SGG°
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